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VON CHRISTOPH

MÖRGELI

Der Begriff war 
bestens einge-
führt: Neun Mal
schrieb der «Ta-

gesanzeiger online» vom «Tra-
ditionalisten» Bischof Richard
Williamson. Neun Mal war von
der «traditionalistischen» Pius-
Brüderschaft die Rede. Neun
Mal wurde das Wort «Traditio-
nalist» gleichgesetzt mit einem
kruden Antisemiten, abseitigen
Holocaustleugner, vorkonzi-
liären Wirrkopf. Beim zehnten
Mal erschien der «Traditiona-
list» allerdings in einer anderen
Aufmachung: In Uniform statt
im Priester-Ornat. «Ein Traditio-
nalist ist Favorit bei der Wahl
des Armeechefs», titelte der
«Tagesanzeiger online». 

Ein «Traditionalist» also soll
Armeechef werden. Damit war
für jedes linksliberale Kleinhirn
klar: Hier muss etwas ganz
Grausliches im Gange sein. Die
Piusbrüder der Schweizer Ar-
mee übernehmen sozusagen
das Kommando. Vorbei die Zeit
des Aufbruchs. Zu Ende der Dia-
log mit der Nato. Kein Gehör
mehr für Auslandsmissionen der
Armee. Nichts mit Piratenjagd
vor Somalia. Der neue VBS-Chef
Ueli Maurer wolle schliesslich
die Zeit zurückschrauben, ge-
wissermassen vor das militäri-
sche Reformkonzil «Armee 95».
Und dafür, glauben die Medien-
propheten zu wissen, dränge
sich ein Namen auf:  Divisionär
Hans-Ulrich Solenthaler. «Er
gehört dem traditionalistischen
Lager an», so der Zuger Natio-
nalrat Josef Lang. 

Als entlaufener Katholik
weiss Josef Lang mit Kirchen -
vokabular zu hantieren. Als ent-
laufener Marxist weiss der zum
Grünen-Politiker mutierte Be-
rufsschullehrer auch, wie man
den Gegner zum Klassenfeind –
hier im Gewand des «Traditio-
nalisten» – stempelt. Über-
haupt weiss Josef Lang dort am
besten Bescheid, wo sein Groll
am tiefsten sitzt: Das gilt für die
katholische Kirche genauso wie
für die Armee, zu deren Ab-
schaffern der ersten Stunde er
gehört. Umso bemerkenswerter
ist die Tatsache, dass ausgerech-
net der linksalternative Armee-
gegner sich mit solcher Leiden-
schaft um die Neubesetzung
des künftigen Armeechefs küm-
mert. Um das Wohl der Armee
kann es ihm nicht gehen. Man
befragt ja auch keinen Lakto-
Vegetarier nach seiner Mei-
nung, wenn das Präsidium des
Schweizerischen Fleisch-Fach-
verbandes (SFF) vakant ist. 

Man könnte Josef Lang einen
umgekehrten Traditionalisten
nennen. Das wäre dann wohl
ein «Modernist». Beiden ge-
meinsam sind ihre Scheuklap-
pen. Sie sind nur anders ausge-
richtet: Die einen nach hinten.
Die anderen nach vorn.

Traditionalist und 
Modernist

MEDIA-ABKOMMEN WIRD NOCHMALS DISKUTIERT

Liberalisierung in Griffweite?
In der Frühjahrssession diskutiert der Ständerat als Erstrat nochmals über das EG-Abkommen «MEDIA Pro-
gramm 2007–2013». Dieses Abkommen regelt nicht nur die Filmförderung, sondern bringt auch mit sich,
dass die Schweiz gewisse Werbeverbote im Fernsehbereich aufgeben muss: Die Europäische Union kennt
vor allem für Alkoholwerbung liberalere Vorschriften. Die Vorlage hat also zwei Seiten: Einerseits werden
zwar unnötige Ausgaben für die europäische Filmindustrie beschlossen. Andererseits aber stellt die Locke-
rung der Werbevorschriften eine Chance für die privaten Schweizer Fernsehsender dar.

NATALIE RICKLI

NATIONALRÄTIN SVP

WINTERTHUR

In der Wintersession
2007 haben National-
und Ständerat den Bun-
desbeschluss über die

Genehmigung des MEDIA-Abkom-
mens an den Bundesrat zurückge-
wiesen. 

Die Rückweisung geschah aus ganz
unterschiedlichen Gründen: Die Sozi-
aldemokraten beantragten Rückwei-
sung mit dem Ziel, die Finanzen für die
Filmbranche zu sichern, aber das Ver-
bot von Alkoholwerbung aufrechtzu-
erhalten. 

Die FDP wiederum stimmte gegen
Rückweisung: Sie befürwortet zwar
die Filmförderung, aber auch die Auf-
hebung des Alkoholwerbeverbots. Die
Grünen sind gespalten.

Die SVP hat der Rückweisung zu-
gestimmt, weil sie das Abkommen in
der vorliegenden Form nicht befür-
worten wollte. Die SVP vertritt aber
die umgekehrte Auffassung der SP:
Gelder für staatliche Filmförderung
lehnt sie ab, befürwortet jedoch eine
Aufhebung der Werbeverbote für Al-
kohol und auch Politik.

Ständerat berät MEDIA-
Abkommen im März
In der März-Session diskutiert der
Ständerat die Zusatzbotschaft zum
MEDIA-Abkommen. Das Parlament
hat über drei Fragen zu befinden:

• der Bundesbeschluss zur Genehmi-
gung des MEDIA-Abkommens be-
ziehungsweise zur Teilnahme der
Schweiz an diesem Abkommen

• der Bundesbeschluss zur Finanzie-
rung der Teilnahme der Schweiz

• eine allfällige Änderung des Bun-
desgesetzes über Radio und Fernse-
hen (RTVG)

Die Teilnahme am MEDIA-Abkom-
men und der Finanzierungsbeschluss
dürften grossmehrheitlich angenom-
men werden: Einzig von der SVP kam
diesbezüglich Kritik. Die SVP muss
ihre Zustimmung (oder allfällige Ent-
haltung) nun davon abhängig machen,
welche Resultate in der Diskussion um
die Lockerung der Werbeverbote er-
zielt werden können.

Liberalisierung in Griffweite
Während das europäische Recht Fern-
sehwerbung für Alkohol erlaubt, dürfen
in der Schweiz lediglich lokale Sender

ZB. Der Bund schreibt trotz 10% mehr
Steuereinnahmen ein Defizit von Fr.
3,6 Milliarden. Die Gesamtschulden
des Bundes steigen per Ende 2008 um
0,8 Milliarden auf 121,8 Milliarden
Franken an. Die Wirtschaftsaussichten
sind alles andere als rosig. Aufgrund
dieser Ausgangslage muss der Bundes-
rat jetzt unverzüglich handeln. Er hat
dem Budget 2010 und dem Finanzplan
realistische Prognosen über das Wirt-
schaftswachstum zu Grunde zu legen.
Deshalb muss die Regierung die längst
überfällige Aufgabenverzichtsplanung
dringend an die Hand nehmen und ein
entsprechendes Entlastungsprogramm
2011–2012 vorlegen. Ebenfalls gilt es
beim Budget 2010 klare Vorgaben für
die notwendigen Kürzungen vorzuneh-
men. Nur so kann die Schuldenbremse
auch in den kommenden Jahren ihre
volle Wirkung entfalten. Der Ausga-
benschlendrian der 90er-Jahre darf
sich keinesfalls wiederholen.

Schuldenbremse darf nicht
gelockert werden
Das vom Bundesrat vorgeschlagene
Konjunkturprogramm lehnt die SVP
ab. Anstelle davon fordert sie Steuer-
senkungen, als ein in der Breite wir-
kendes, nachhaltiges Instrument zur
Stützung und Förderung des Kon-
sums. Die im Dezember eingereichte
Motion zur raschen Senkung der
Mehrwertsteuer um 1 Prozent soll vor-
dringlich behandelt werden. Als Son-
derfall ist zudem die, von der Krise be-
sonders betroffene, Automobilbranche
durch die Aufhebung der Autoimport-
steuer zu entlasten. 

Die SVP fordert den Bundesrat – im
Angesicht des sich stetig verschlech-
ternden Bundeshaushaltes – auf, die
Schuldenbremse auf keinen Fall zu
lockern. Dies wäre ein verheerendes
Zeichen, dass der finanzpolitische
Schlendrian wieder Einzug halten
würde.

(z.B. Tele Top, Tele Basel) für leichte
alkoholische Getränke werben. Für na-
tionale und sprachregionale Fernseh-
veranstalter (z.B. 3+, Star TV) wie auch
für Werbefenster ist dies verboten. Poli-
tische und religiöse Werbung verbietet
das schweizerische Recht für alle Fern-
sehveranstalter. Zudem gilt ein generel-
les Werbeverbot für hochprozentige al-
koholische Getränke.

Das MEDIA-Abkommen stellt nun
eine Chance dar, den völlig überregu-
lierten elektronischen Medien etwas
mehr Freiraum zu verschaffen. Die li-
beralen Kräfte im Parlament müssen
die bevorstehende Debatte nutzen, um
das missratene RTVG wenigstens et-
was freiheitlicher zu gestalten.

Monopolstellung der SRG nicht
weiter ausbauen
Bei jeder Revision des RTVG hört man
zuerst einmal die Forderungen der
SRG. So auch jetzt wieder: Die SRG
beklagt sich über finanzielle Nöte der
Staatssender und über den wirtschaftli-
chen Erfolg der Werbefenster. Das
Schweizer Fernsehen, hört man, sei be-
nachteiligt und könne kaum noch den
Service public erfüllen. Wo versickern
denn die über 1,1 Milliarden Franken
Gebührengelder, welche die SRG jedes

Jahr erhält? Und warum fordern gewis-
se Fernsehvertreter nun noch einen zu-
sätzlichen SF-Kulturkanal?

Die Ziele der SRG liegen auf der
Hand: Die Monopolsituation soll weiter
gefestigt und die Werbeeinnahmen er-
weitert werden, beispielsweise in den In-
ternet-Bereich. Dies gilt es vehement zu
bekämpfen, Onlinewerbung soll den Pri-
vaten vorbehalten sein. Auch die Forde-
rung nach einer Gebührenerhöhung ist
absehbar. Für die Konsumenten bedeutet
dies: noch mehr zahlen, noch weniger
Auswahl, noch weniger Konkurrenz,
noch mehr Einheitsbrei.

Private Sender müssen gestärkt
werden
Im Parlament wird sich unweigerlich
die Frage stellen, wie mit der ge-
bührenfinanzierten SRG umzusprin-
gen ist: Soll sie auch von den Liberali-
sierungen profitieren oder nicht? Mei-
nes Erachtens wäre dies falsch: Wenn
das RTVG revidiert wird, muss immer
die Stärkung der benachteiligten priva-
ten Sender das Ziel sein. Erlaubt man
gleichzeitig auch der SRG die Aus-
strahlung von Alkoholwerbung, so
schwächt man die privaten Stationen
im gleichen Zug.

Zusätzlich zur Aufhebung des Alko-
holwerbeverbots muss auch eine Strei-
chung des Verbots für politische Wer-
bung angestrebt werden: Künftig soll es
auch Parteien, Verbänden und Politi-
kern erlaubt sein, auf privaten Kanälen
TV-Werbung auszustrahlen. Schliess-
lich ist dies auch im Print, auf Plakaten
oder im Internet erlaubt. In der heutigen
multimedialen Welt ist es geradezu ein
Anachronismus, Werbung auf Internet
und Handy zu erlauben, klassische
Fernsehwerbung aber zu verbieten.
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KLARHEIT MUSS GESCHAFFEN WERDEN!

Landesrecht stärken zur Wiederherstellung der Souveränität
Stück für Stück gibt die Schweiz ihre Souveränität in der Gesetzgebung aus der Hand und lässt sich von
fremden Vögten über internationale Verträge fremdes Recht aufzwingen. Die SVP fordert deshalb, zur Wie-
derherstellung der schweizerischen Souveränität, eine klare Definition des zu berücksichtigenden «zwin-
genden» Völkerrechts und den grundsätzlichen Vorrang von demokratisch legitimiertem Landesrecht.

ZB. Die Schweiz ist ein souveräner
und unabhängiger Staat. Die Kompe-
tenzhoheit zur Gesetzgebung liegt bei
den verfassungsmässig dafür vorgese-
henen Organen. In der Praxis jedoch
hat die Häufung von Staatsverträgen
dazu geführt, dass vermehrt über das
Völkerrecht – das heisst von Beamten,
Diplomaten und Bürokraten – festge-
legt wird, was in unseren Bundesge-
setzen stehen muss. Die Schweiz wird
zur Übernahme von fremdem Recht
und zum Erlass von Gesetzen ver-
pflichtet. Die Kompetenzhoheit der
Schweiz wird zur leeren Hülle. 

Souveränität wird beschnitten
Die Folgen sind Scheinabstimmungen
unter dem Damoklesschwert von Kün-
digungsdrohungen, die Unterwande-
rung der direkten Demokratie bei der
Gesetzgebung und sogar die «Korrek-
tur» von Volksentscheiden, wie sie et-
wa aktuell bei der Ausschaffungshaft
geschehen soll.

Das Völkerrecht schaltet den
schweizerischen Gesetz- und Verfas-
sungsgeber immer häufiger aus. Der
autonome Nachvollzug von EU-Recht
sowie die Übernahme von sogenann-
ten völkerrechtlichen Normen hebelt

die Gewaltentrennung aus und be-
schneidet die Souveränität unseres
Landes. 

Bundesgesetze vor Völkerrecht
Aus Sicht der SVP ist diese Entwick-
lung umgehend zu korrigieren. Zur
Wiederherstellung der staatlichen
Souveränität und zur Stärkung der di-
rekten Demokratie in der Schweiz
stellt sie unter anderem folgende For-
derungen und wird entsprechende Vor-
stösse einreichen: 
• Unser demokratisch legitimiertes

Landesrecht muss Vorrang vor dem

sogenannten Völkerrecht (mit Aus-
nahme der zwingenden Normen)
haben.

• Der Begriff des zu beachtenden
zwingenden Völkerrechts muss
klar definiert und in die Bundesver-
fassung aufgenommen werden.

• Zur Wahrung der Interessen der
Schweiz im internationalen Umfeld
und damit unser Land nicht von
fremden Richtern oder Gesetzen
dominiert wird, ist das Prinzip der
doppelten Strafbarkeit bei Rechts-
und Amtshilfe ebenfalls in die Ver-
fassung aufzunehmen.

Der generelle Vorrang von Bundesge-
setzen gegenüber völkerrechtlichen
Verträgen hat zudem zur Folge, dass
bei Annahme einer Volksinitiative, die
einem völkerrechtlichen Abkommen
widerspricht, die betreffenden verfas-
sungswidrigen Abkommen sistiert, re-
spektive gekündigt werden müssen. 

KONJUNKTURPROGRAMM DES BUNDESRATES

Steuersenkungen als Konjunkturstütze
Die SVP lehnt das am Mittwoch vom Bundesrat vorgeschlagene Konjunk-
turprogramm ab. Der Staatshaushalt darf nicht noch mehr aufgebläht
werden. Vielmehr gilt es jetzt die Nachfrage, das heisst den Konsum,
durch spürbare Steuersenkungen zu stärken. Das negative Ergebnis des
Staatshaushaltes 2008 und die trüben wirtschaftlichen Aussichten ma-
chen deutlich, dass der Bundesrat jetzt die Führung zu übernehmen und
die Ausgabenverzichtsplanung unverzüglich an die Hand zu nehmen hat.
Zudem warnt die SVP deutlich davor, die Schuldenbremse zu lockern.


